At solothurn
Regierungsratsbeschluss vom 21. August 2012

Nr. 2012/1705

KR.Nr. A 137/2011 (BJD)

Auftrag Urs Huber (SP, Oberg6sgen): Revision der kantonalen Planungs- und Bauge-
setzgebung mit dem Ziel, den Energieverbrauch im Gebdudebereich massiv zu senken
und neue Energien zu fordern (23.08.2011)

Stellungnahme des Regierungsrates

1. Auftragstext

Das heutige kantonale Planungs- und Baugesetz muss Uberarbeitet werden, um einen méglichst
geringen Energieverbrauch im Gebdudebereich zu erreichen. Dieser Aspekt fehlt und muss mog-
lichst schnell eingebaut und bertcksichtigt werden.

1. Die kantonale Bau- und Planungsgesetzgebung ist unter energiepolitischen Aspekten
umfassend zu revidieren. Im Zweckartikel des Planungs- und Baugesetzes ist das Ziel ei-
nes moglichst geringen Energieverbrauchs beim Bau und Betrieb von Bauten und eine
moglichst energiesparende Nutzung des Bodens vorzusehen.

2. Neubauten mussen kinftig energieautark sein, d.h. sie sollen Nullenergie- oder mindes-
tens Passivhaus-Standard erreichen, bzw. ihre zum Betrieb nétige Energie solarthermisch
(Saisonspeicher) und/oder photovoltaisch (Erd-Warmepumpe mit Sonnenzellen, deren
Flache mindestens einen Jahresverbrauch) sicherstellen. Kann dies aus baulichen, stadte-
baulichen, planerischen oder anderen Grinden nicht sichergestellt werden, bedarf es ei-
ner restriktiv zu handhabenden Ausnahmebewilligung mit dem Ziel, den Energiebedarf
der Neubauten moglichst gering zu halten und den Restenergiebedarf moglichst mit er-
neuerbaren Energien zu decken.

3. Plusenergiehauser (Neu- und Umbauten) - d.h. Hauser, die mehr Warme, bzw. elektri-
sche Energie erzeugen als sie selber verbrauchen - sind mit einem Bonus zu férdern (h6-
here AusnUtzungsziffer, steuerliche Vorteile und/oder - je nach Héhe des Energieertrags
aus neuen erneuerbaren Energien steigende - Unterstitzungs-Beitrage).

4, Wesentliche Umbauten/Renovierungen bestehender Bauten sollen moglichst Nullener-
gie- oder Passivhausstandard erreichen. Dies ist mit den gleichen Instrumenten zu for-
dern wie Plusenergiehauser. Auch hier sind die gleichen Ausnahmebewilligungen vorzu-
sehen wie bei Neubauten.

5. Die Ortsplanungen und insbesondere die Uberbauungsplanungen haben sicherzustellen,
dass bei Neu - und Umbauten eine méglichst hohe aktive und passive Solarenergienut-
zung moglich ist (Sidausrichtung).

2. Begriindung
Der Anteil der Gebaude am gesamten Energieverbrauch ist bekanntlich sehr hoch (45 %). Hier

muss somit beim Energiesparen und bei der Energieeffizienz der Hebel vorrangig angesetzt
werden. Gleich von Anfang an energiebewusst zu bauen, zahlt sich mittel- und langfristig far al-
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le Beteiligten aus, sowohl fur den Einzelnen als auch - und vor allem - fiir eine gesunde wirt-
schaftliche Entwicklung der Gemeinwesen. Und bekanntlich kann ,auch ein Altbau mit beschei-
denen technischem und finanziellem Aufwand zu einem Niedrig- oder Nullenergiehaus erneuert
werden” (AZ Spezial vom 21.06.11). Damit der rasch nétige energiesparende Neu-, bzw. Umbau
des kantonalen Gebaudeparks nicht von Zufalligkeiten, Unwissen oder falsch verstandenem
»~gunstigem” Bauen abhangt, bedarf es einer kantonalen , Leitgesetzgebung”. Denn auch hier
gilt: Wer zu spat kommt, den bestraft das Leben (in der Form von Klimawandel und hohen
Energiepreisen mit allen wirtschaftlichen Folgeproblemen).

3. Stellungnahme des Regierungsrates
3.1 Vorbemerkungen

Der Energieverbrauch im Siedlungsraum wird durch den Energieverbrauch im Gebaudebereich
und durch die im Zusammenhang mit der Siedlung stehende Mobilitat gepragt. Gut isolierte
Gebaude mit einem entsprechend geringen Energieverbrauch, der méglichst mit erneuerbarer
Energie abgedeckt wird, schneiden energetisch grundsatzlich gut ab. Siedlungsstruktur und
Siedlungsstandort beeinflussen ebenfalls den Energieverbrauch im Siedlungsraum. Dichte, stad-
tische Uberbauungen, welche gut angeschlossen sind an den éffentlichen Verkehr, erzeugen in
der Regel einen geringeren Energieverbrauch durch die Mobilitat als landliche, abgelegene
Siedlungsraume.

3.2 Kantonale Energiegesetzgebung im Gebaudebereich

Der Energieverbrauch im Gebaudebereich wird durch die kantonale Energiegesetzgebung gere-
gelt. Diese lehnt sich an die Mustervorschriften der Kantone im Energiebereich (MuKEn) an.
Zurzeit gilt die MuKEn 2008. Ausgel6st durch die neue Energiestrategie des Bundes wird diese
derzeit Uberarbeitet. Es ist davon auszugehen, dass kiinftig fir Neubauten wie auch fir umfas-
sende Gebaudesanierungen oder -modernisierungen strenge Anforderungen gelten werden. So
formulierte die fur die MuKEn zustandige Konferenz kantonaler Energiedirektoren fir die
Uberarbeitung der MuKEn folgende Stossrichtungen:

- Neubauten versorgen sich ab 2020 ganzjahrig méglichst selbst mit Warmeenergie
und tragen zur eigenen Stromversorgung bei.

- Die Sanierung von bestehenden Gebauden soll forciert werden. Die Verwendung
von Strom fur Widerstandsheizungen und Warmwasseraufbereitung wird ab 2020 ver-
boten. Die Warmwasseraufbereitung muss bei wesentlichen Sanierungen ab 2020 voll-
standig durch erneuerbare Energien erfolgen. Die Umstellung auf erneuerbare Ener-
gien wird verstarkt gefordert.

- Die Warmeversorgung von kantonseigenen Bauten wird ab 2050 zu 100 % ohne
fossile Brennstoffe ausgestaltet. Allfallige Kompensationsmassnahmen haben inner-
halb des Kantonsgebiets zu erfolgen. Der Stromverbrauch wird bis 2030 mit Be-
triebsoptimierungen und Erneuerungsmassnahmen um 20 % gesenkt oder mit neu zu-
gebauten erneuerbaren Energien gedeckt.

Wie bei der Beantwortung des Auftrags (A 123/2011) von Fabian Muller (SP Balsthal) ,Solar-
energie bei Neubauten” dargelegt, ist im Rahmen der Uberarbeitung des Energiekonzepts vor-
gesehen, mit Férderungen und vermutlich auch gesetzlichen Vorgaben (im Energiegesetz) dafur
zu sorgen, dass der Energieverbrauch im Gebaudebereich sowohl fir Neubauten wie auch bei
umfassenden Sanierungen oder Modernisierungen deutlich geringer wird. Um dies zu erreichen,
soll der Anteil an fossilen Energien im Gebaudebereich bis ins Jahr 2030 um 50 % reduziert und
die Nutzung der Solarenergie sowohl fir die Warme- wie auch fur die Stromproduktion sowie



die Nutzung von Umweltwarme mit Warmepumpen stark gesteigert werden. Damit wird im
Gebaudebereich fur Warmwasser und Warme kiinftig deutlich weniger Energie benétigt und
diese wird praktisch ausschliesslich durch die Nutzung erneuerbarer Energiepotenziale bereitge-
stellt werden.

33 Kantonale Planungs- und Baugesetzgebung (PBG; BGS 711.1)

Der bestehende Zweckartikel des Planungs- und Baugesetzes sieht eine zweckmassige und
haushalterische Nutzung des Bodens vor und die nachhaltige Entwicklung des Kantons, der Re-
gionen und Ortschaften sind explizit vorgegeben. Nachhaltige Entwicklung steht im Gegensatz
zur Verschwendung und kurzfristigen Plinderung von Ressourcen und bezeichnet einen scho-
nenden, verantwortungsvollen Umgang mit Ressourcen. Nachhaltigkeit auf die Energie bezogen
bedeutet vereinfacht gesagt die Steigerung der Energieeffizienz und die Verwendung von er-
neuerbaren Energien. So betrachtet gentigt der Zweckartikel den Anforderungen der heutigen
energiepolitischen Ausrichtung vollumféanglich. Dartber hinaus gibt das Planungs- und Bauge-
setz weitere konkrete Vorgaben fur die Energienutzung im Gebaudebereich vor. So gibt Para-
graph 39 den Einwohnergemeinden die Moglichkeit, Vorschriften tber die zu wahlenden Ener-
gietrager festzulegen. Paragraph 131 bildet die Grundlage fir die kantonale Bauverordnung,
welche bauliche Massnahmen regelt, die geeignet sind, Energie zu sparen und Paragraph 144,
welcher die Ausniitzung der Energie regelt, verweist auf die Energiegesetzgebung. Uber diese
grundsatzlichen Bestimmungen hinausgehende Detailregelungen im Energiebereich gehéren
nicht ins Planungs- und Baurecht, sondern in die Energiegesetzgebung. Jenes vollzieht zur
Hauptsache die umfassenden Ziele und Grundsatze des Raumplanungsgesetzes des Bundes
(RPG; SR 700) sowie die verfassungsmassigen Bestimmungen zu Raumordnung und Verkehr
(Art. 118 ff. der Verfassung des Kantons Solothurn, KV; BGS 111.1). Diese bezweckt u.a. die Um-
setzung einer nachhaltigen Energiepolitik durch Férderung einer sparsamen, rationellen und
umweltschonenden Energienutzung und vor allem der erneuerbaren Energietrager. Diese Ziele
beziehen sich insbesondere auf Bauten und Anlagen (§ 1 Energiegesetz; BGS 941.21) und fuhren
Art. 117 KV aus.

Verschiedene politische Vorstosse zielten in jingster Vergangenheit bereits darauf, die Rah-
menbedingungen fir erneuerbare Energien im Geb&udebereich durch Anderungen des Pla-
nungs- und Baurechts zu verbessern. Mit den durch den Regierungsrat am 3. Juli 2012 verab-
schiedeten zwei Botschaften und Entwiirfen an den Kantonsrat (Anderung der Kantonalen Bau-
verordnung, Anderung der Kantonalen Verordnung Gber Grundeigentimerbeitrage und ge-
bihren) wird diesen Anliegen Rechnung getragen (RRB Nrn. 2012/1517 und 2012/1519). So ist in
der Anderung der Kantonalen Bauverordnung vorgesehen, dass Solaranlagen bis 20 m? pro Ge-
baude in der Regel neu von der Baugesuchspflicht befreit werden. Ein Bonus flr die Nutzungs-
ziffer von Gebauden wird erméglicht, wenn eine freiwillige Mehrleistung an Energieeffizienz
gegenitber dem jeweils geltenden gesetzlichen Minimum erbracht wird.

Die wichtigste Anderung der Kantonalen Verordnung iber Grundeigentiimerbeitrage und ge-
bihren besteht darin, dass sowohl Neubauten wie auch Sanierungen von bestehenden Bauten
teilweise von Anschlussgebihren befreit werden, sofern sie gewisse Voraussetzungen erflllen.
Sparmassnahmen im energetischen Bereich, welche besondere bauliche Vorkehren benétigen
und Uber das gesetzlich geforderte Mass hinausgehen, werden zukiinftig bei der Berechnung
der Anschlussgebihren ausser Acht gelassen.

Gemass Botschaft und Entwurf des Regierungsrats soll die Férderung der erneuerbaren Energien
darUber hinaus durch eine grésstmogliche Verfahrensvereinfachung im Rahmen der bestehen-
den Méglichkeiten in der Baugesetzgebung und durch eine grossziigige Bewilligungspraxis un-
terstutzt werden.

Bei der Uberarbeitung des Energiekonzepts werden die weiteren Anliegen dieses Auftrags im
gesamten Energiekontext geprift werden, und es bleibt abzuklaren, ob zu den bereits beste-
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henden gesetzlichen Regelungen bzw. zu den aufgefihrten geplanten Anderungen weitere
Massnahmen im Energiegesetz oder anderswo vorzusehen sind. Den berechtigten materiellen
Anliegen des Vorstosses wird damit Rechnung getragen werden.

4. Antrag des Regierungsrates
Erheblicherklarung mit folgendem Wortlaut:

Der Regierungsrat wird mit der Uberarbeitung des Energiekonzeptes prifen, ob neben der gul-
tigen Gesetzgebung und den geplanten Anderungen weitere Anpassungen der Gesetzgebung
erforderlich sind.

S

Andreas Eng
Staatsschreiber

Vorberatende Kommission

Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission

Verteiler

Bau- und Justizdepartement

Bau- und Justizdepartement (br)

Amt far Umwelt

Volkswirtschaftsdepartement

Amt flr Wirtschaft und Arbeit

Amt flr Wirtschaft und Arbeit, Energiefachstelle

Mitglieder des Projektausschuss und Arbeitsgruppe Uberarbeitung Energiekonzept (Versand
durch Amt far Umwelt) (10)

Aktuarin UMBAWIKO (ste)

Parlamentsdienste

Traktandenliste Kantonsrat



	1. Auftragstext
	2. Begründung
	3. Stellungnahme des Regierungsrates
	3.1 Vorbemerkungen
	3.2 Kantonale Energiegesetzgebung im Gebäudebereich
	3.3 Kantonale Planungs- und Baugesetzgebung (PBG; BGS 711.1)

	4. Antrag des Regierungsrates

